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Zielsetzung und Fragestellung 
 
Warum unabhängige externe Beratung und Kontrolle ? 
 
Historisch: 
 
Psychiatrie-Enquète 1975 
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Zielsetzung und Fragestellung 
 
Warum unabhängige externe Beratung und Kontrolle ? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
aus der Begründung zum Entwurf der  

Gremienverordnung über den Nds. Psychiatrieausschuss (1980) 
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Zielsetzung und Fragestellung 
 
Warum unabhängige externe Beratung und Kontrolle ? Ziele ? 
 
Rechtsschutzbedürfnisse 
Sozialstaatliche Anforderungen 
Versagen und unzureichende Wirkung etablierter normierter Einrichtungen 
 
Kontrolle von Versorgungsqualität vor Ort 
Kontrolle der Rechtsanwendung vor Ort 
Ergänzung staatlicher externer Kontrolle 
 z.B. Heimaufsicht, z.B. MDK 
Beratungsfunktionen personen- und einrichtungsbezogen 
Individuelle Beratung 
Koordinationsaufgaben 
Öffentlichkeitsarbeit 
Politikberatung 
 
Schnittstellen:  
Verwaltungen, MDK, Heimaufsicht, Sozialpsychiatrische Dienste und Verbünde 
Traditionelle Tätigkeitsfelder:  
Krankenhäuser, Heimeinrichtungen, sonstige komplementäre Einrichtungen 
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Umsetzung: Gesetze und Verordnungen - historisch 
 
 
Vorreiter NRW: 
„Gesetz über Hilfen Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten“ vom 
02.12.1969 (PsychKG) 
§ 23 Besuchskommissionen 
Berufung durch das zuständige Ministerium 
Min. 1x jährlich unangemeldete Besuche von Krankenhäusern, in denen 
Betroffene „nach diesem Gesetz“ untergebracht sind, 
Prüfung, ob die mit der Unterbringung verbundenen besonderen Aufgaben 
erfüllt werden 
Beschwerdemöglichkeit für Betroffene 
Besuchsbericht an die Aufsichtsbehörde 
Diese nimmt gegenüber dem Ministerium Stellung 
Ministerium berichtet alle 2 Jahre dem Landtag 
Bestimmungen zur Zusammensetzung (staatl. Med.beamte der 
Aufsichtsbehörde, psychiatr. Qualifizierte Arzt, Vormundschaftsrichter/Jurist), 
Kannbestimmung: Auch Betroffene und Angehörigenvertreter 
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Umsetzung: 
 
Gesetzliche Regelungen in den Ländern 
 
Landesebene 
Überregionale Körperschaften 
Kommunale Ebene 
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X 

X 

Fehlende Angaben  
sind nachgetragen  X  

X 

X 

X 

X 

„Nein“ Antworten sind  
zur besseren Übersicht „ausradiert“ 

Nachgetragen    X 

AG Psychiatrie der AOLG 
 
 Bestandsaufnahme  
zu den Entwicklungen  
der Psychiatrie  
in den letzten 25 Jahren 
 
GMK, Juli 2003 
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Umsetzung: Niedersachsen 
Gesetzliche Grundlagen 
 
Niedersächsisches Gesetz über Hilfen 
und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke 
(NPsychKG) Vom 16. Juni 1997 
Zum 06.05.2012 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe 
Stand: letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert, § 15 a eingefügt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.06.2010 (Nds. GVBl. S. 249) 
 
 
Vierter Teil 
Ausschuß für Angelegenheiten der psychiatrischen 
Krankenversorgung, Besuchskommissionen 
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§ 30 Berufung und Aufgaben 
 
(1) Das für die Sicherstellung der Krankenversorgung zuständige Ministerium beruft 
einen Ausschuß für Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung. 
(2) Der Ausschuß prüft, ob die in § 1 Nr. 1 genannten Personen entsprechend den 
Vorschriften dieses Gesetzes betreut und behandelt werden.  
Er soll für die Belange dieses Personenkreises eintreten und in der Bevölkerung 
Verständnis für dessen Lage wecken. 
(3) Der Ausschuss bildet Besuchskommissionen für die mit den in § 1 Nr. 1 
genannten Personen befassten Krankenhäuser und Einrichtungen. Die Hälfte der 
Mitglieder des Ausschusses soll in den Besuchskommissionen vertreten sein. 



Spengler Höfer © 2012  

(4) Die Besuchskommissionen haben die Krankenhäuser und Einrichtungen im 
Sinne des Absatzes 3 in dem ihnen vom Ausschuß zugewiesenen Bereich in der 
Regel einmal jährlich zu besuchen. Sie können, wenn es ihnen angezeigt erscheint, 
von einer vorherigen Anmeldung ihres Besuches absehen. Die 
Besuchskommissionen berichten dem Ausschuß über festgestellte Mängel sowie 
über Möglichkeiten, die Behandlung und Betreuung des betroffenen 
Personenkreises zu verbessern. Feststellungen, die zu Beanstandungen oder 
Anregungen Anlaß geben, sind mit der Leitung des betroffenen Krankenhauses 
oder der Einrichtung im Sinne des Absatzes 3 zu erörtern. 
 
(5) Die Krankenhäuser und Einrichtungen im Sinne des Absatzes 3 sowie ihre Träger 
sind verpflichtet, den Ausschuß und die Besuchskommissionen bei ihrer Arbeit zu 
unterstützen. Sie haben ihnen, soweit es zur Erfüllung der in den Absätzen 2 bis 4 
genannten Aufgaben erforderlich ist, Auskünfte zu erteilen, Akteneinsicht zu 
gewähren und Gespräche mit untergebrachten oder betreuten Personen sowie den 
Bediensteten zu ermöglichen. Krankenunterlagen dürfen nur mit Einwilligung der 
betroffenen Person oder, soweit vorhanden, der Personensorgeberechtigten oder 
des Personensorgeberechtigten oder der Betreuerin oder des Betreuers zur 
Einsichtnahme vorgelegt werden. 
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(6) Die Mitglieder des Ausschusses und der Besuchskommissionen sowie die 
stellvertretenden Mitglieder sind nicht an Weisungen gebunden. Sie sind zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. 
 
(7) Der Ausschuß berichtet einmal jährlich dem Landtag und dem für die 
Sicherstellung der Krankenversorgung zuständigen Ministerium über seine 
Tätigkeit, insbesondere über die Feststellungen und Anregungen der 
Besuchskommissionen. 
 
 
 
 
 
 
 „PA“ = Psychiatrieausschuss 

 
„BK“ = Besuchskommission 
 
„MS“ = Sozialministerium 
 
„LS“ = Landessozialamt 
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Verordnung über Gremien für Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung 
Vom 6. Juli 2001, Zum 18.11.2012 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe 
 
PA 
Berufung durch MS 
17 Personen + Stellvertreter 
u.a. Vorschlagsrechte Landtagsfraktionen, kommunale Spitzenverbände, GKV / RV 
u.a. bestimmte Berufsgruppen (Fachärzte Psych-Fächer, Juristen, 1 Richter) 
u.a. Personen mit Erfahrungen mit Hilfen i.S.d. § 1 NPsychKG (breiter Personenkreis) 
 aus dem Bereich Wohlfahrtspflege, Kirchen, ÄKN / PKN 
eine Person mit Erfahrungen bei Hilfen gemäß § 1 Nr. 1 NPsychKG, die in einer 
Laieninitiative der Angehörigen tätig ist, 
eine Person mit Erfahrungen bei Hilfen gemäß § 1 Nr. 1 NPsychKG, die in einer 
Laieninitiative der Psychiatrie-Erfahrenen tätig ist, 
(weitere Spezifizierungen Herkunft aus klinischer und ambulanter Versorgung, 
Forschung und Lehre, nichtärztliche Berufsgruppen) 
 
Berufung für je eine Legislaturperiode 
 
 
 
 
 

4-5 Sitzungen jährlich 
Termine mit Landtagsausschuß, Gesetzesberatung, Vernetzung, PR 
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Verordnung über Gremien für Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung 
Vom 6. Juli 2001, Zum 18.11.2012 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe 
 
BK 
Berufung durch LS 
 nach Beteiligung der Kommunen, Standesvertretungen, Kirchen, 
 Wohlfahrtspflege im Einvernehmen mit dem PA  
Regionale Gliederung + BK für den Maßregelvollzug 
Bis zu 3 Mitglieder des PA 
Berufsgruppen analog zum PA 
Beteiligung von Angehörigen und Betroffenen ist Praxis 
 
 
 
 
Geschäftsstelle beim LS 
Ablauforganisation, Koordination, Dokumentation, 
Rechtliches und administratives Problemmanagement usw. 

Ca. 120 Besuche jährlich 
Grosse regionale Reichweite 
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Verordnung über Gremien für Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung 
Vom 6. Juli 2001, Zum 18.11.2012 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe 
 
Aufgabenwahrnehmung 
 
Breit definiertes Aufgabenprofil 
 Unterrichtung vor Ort über Betroffene und die Arbeit der Einrichtungen 
 Versorgungsbedingungen und –Qualität, Rechtssicherheit 
BKs vor Ort tätig, ansprechbar, beraten, klären, ggf. Mängelrügen über den PA 
 
Ausgerichtet am Personenkreis des § 1 NPsychKG und nicht an Einrichtungstypen 
 
 
 
 
 
 
Breite Störungsdefinition (Gesamtkatalog ICD Kap. F) 
Einbeziehung auch aller komplementären Dienste, insbesondere Heime für seelisch 
Behinderte und Pflegeheime, BK MRV auch alle Maßregelvollzugseinrichtungen 

§ 1 NPsychKG Anwendungsbereich 
Dieses Gesetz regelt Hilfen für Personen, die infolge einer psychischen Störung  
krank oder behindert sind oder gewesen sind oder bei denen Anzeichen für  
eine solche Krankheit oder Behinderung bestehen,   ……… 
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Positiv-Erfahrungen 
 
Beratung in Versorgungs- und Rechtsfragen 
Präventive Effekte 
 Vertrauen Betroffener und Angehöriger, Anfragen von Einrichtungen 
Verbesserungen 
 strukturell (baulich, Personal, Ökonomie und Management, konzeptionell) 
 Versorgungsabläufe, Vernetzung 
  Fokus Rechtssicherheit, Vermeidung von Zwang, Behandlungs- 
  und Betreuungsqualität 
 Versorgungsergebnisse 
  Beschwerdemanagement, Ombudsfunktion 
 Positive Effekte in der PR, im Ansehen der Psychiatrie, 
 begrenzte politische Einflussnahme MS, Nds.Lt., Fachlichkeit 
Fachliches und politisches Ansehen durch Unabhängigkeit und Sachorientierung 
Breite Informationsplattform, gute Vernetzung 
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Erfahrungen mit „kritischen Fällen“ 
 
Wenige chronisch beratungsresistente Einrichtungen und –Träger 
Nicht selten passive Toleranz von Einrichtungen 
Sehr selten katastrophale Einzelfälle und Fehlentwicklungen 
Regelmäßige Wiederholungsbesuche bei Problemfällen  
 
Grenzen der Tätigkeit  
 Keine „Eingriffsverwaltung“ 
 Grenzen ehrenamtlicher Ressourcen 
Untätigkeit anderer zuständiger Behörden 
Begrenzte Transparenz bzgl. Leistungs- und Strukturdaten 
Begrenzte Veröffentlichungsmöglichkeiten im Einzelfall 
 
 
Klageverfahren vor Verwaltungsgerichten 
 Versuch eines Verbandes privater Pflegeheimbetreiber bpa, 
 für seine Mitglieder die Besuchstätigkeit in seinen Heimeinrichtungen 
 zu unterbinden 
 und jegliche Berichte zu untersagen 
Verfahren VG Oldenburg schwebt (Stand 20.11.12) 
  Vgl. Erfahrungen in Sachsen-Anhalt  
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Ausblick 
 
Verrechtlichung 
 
Bürokratisierung 
 
Rationierung 
 
Professionalisierung 
 
Begrenzte Ressourcen 
 
Chancen in einem veränderten  
rechtlichen Umfeld 
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